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Genehmigungsbescheid 

zur wesentlichen Änderung der Klebstoffproduktionsanlage 
 

I. Tenor 

Auf den Antrag vom 25.07.2023 (Eingang am 26.07.2023) wird aufgrund § 6 und § 
16 des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit § 1 und § 2 
der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes- Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) und Nr. 4.1.8 
des Anhanges 1 der 4. BImSchV die 

Genehmigung 

zur wesentlichen Änderung der Klebstoffproduktionsanlage erteilt. 

Gegenstand dieser Genehmigung 

• Erweiterung der Produktion reaktiver Schmelzklebstoffe um eine Produktionsli-
nie der Reaktantanlage (Anlage 7) innerhalb der Betriebseinheit 4 (BE 4). 

• Erhöhung der Produktionskapazität durch diese Maßnahme inkl. Verfahrensopti-
mierungen von 30 t/d auf 45 t/d 

• Errichtung einer neuen Filteranlage zur Reinigung der staubhaltigen Abluft der 
Anlagen sowie die Errichtung eines neuen Abluftschornsteins (Emissionsquelle 
RKA 1) 

Standort 

Ernst-Hilker-Straße 10-14, 32768 Detmold 
Gemarkung Detmold, Flur 38, Flurstücke 180, 181, 183, 275, 342, 368, 369, 372, 388, 
389, 390, 391, 405, 407, 409 und 1287 
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Genehmigter Umfang der Anlage und ihres Betriebes 

Unverändert bleiben die Betriebseinheiten 

- BE 1 SMK – Schmelzklebstoffproduktion (19.6) mit einer genehmigten Kapazität von 144 t/d 
- BE 2 PVAC – wässrige Dispersionsklebstoffproduktion (10.6) mit einer genehmigten Kapazität von 

1.000 t/mon 
- BE 3 Poly – Dispersionsklebstoffproduktion (4.1.8) mit einer genehmigten Kapazität von 60 t/d 

sowie die zugehörigen Nebeneinrichtungen. 

Geänderte Anlagenteile und Betriebseinheiten 

- BE 4 Reaktant, bestehend aus 
- Anlagen 1 bis 6, Produktionskapazität 30 t/d 
- Neu-Anlage 7, Produktuionskapazität 15 t/d 
- dazugehörige Anlagen-Peripherie 

Kapazität der Reaktantanlage: gesamt 45 t/d 

Herstellungsverfahren: Herstellung von Stoffen durch chemische Reaktion 

Stoffe - Isocyanatprepolymer 
 - Polyether 
 - Polyester 
 - Polymere 
 - Füllstoffe 
 - Harze und Wachse 
 - Silanhaltige Vernetzer 
 - Farbstoffe 
 - Betriebsmittel 

Betriebszeiten 

Ganzjährig, täglich von 00:00 Uhr bis 24:00 Uhr 

Emissionsbegrenzungen für Luftverunreinigungen 

1. Die im Abgas der Quelle RKA 1 enthaltenen staubförmigen Emissionen im Sinne der Ziffer 5.2.1 TA 
Luft 2021 dürfen 

 
die Massenkonzentration von 20 mg/m³ nicht überschreiten. 

 
2. Gleichzeitig dürfen die nachstehend genannten staubförmigen anorganischen Stoffe im Sinne der 

Ziffer 5.2.2 TA Luft 2021, auch beim Vorhandensein mehrerer derselben Klasse, insgesamt fol-
gende Massenkonzentration im Abgas nicht überschreiten: 

 
Klasse II die Massenkonzentration von 0,5 mg/m³; 
Klasse III die Massenkonzentration von 1 mg/m³ 
 
nicht überschreiten. 
Beim Vorhandensein von Stoffen mehrerer Klassen dürfen beim Zusammentreffen von Stoffen 
der Klassen II und III im Abgas insgesamt die Emissionswerte der Klasse III nicht überschritten wer-
den. 
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3. Die im Abgas der Quellen POAS (Poly-Anlage) und RKA 2, RKA 3 und RKA 4 enthaltenen gasförmi-
gen organischen Stoffe im Sinne der Ziffer 5.2.5 TA Luft 2021dürfen (in Summe) 

 
den Massenstrom von 0,50 kg/h 
 
angegeben als Gesamtkohlenstoff insgesamt nicht überschreiten. 
 
Innerhalb des Massenstroms für Gesamtkohlenstoff der vorgenannten Quellen dürfen in Summe 
Stoffe der Klasse I (Stoffe nach Anhang 4 der TA Luft 2021, z.B. VAM, NMA und MDI) 
 
den Massenstrom von 0,10 kg/h 
angegeben als Masse der organischen Stoffe, 
 
Stoffe der Klasse II 
den Massenstrom von 0,50 kg/h 
angegeben als Masse der organischen Stoffe, 

 
nicht überschreiten. 
 
Beim Vorhandensein von Stoffen mehrerer Klassen dürfen zusätzlich zu dem Vorgenannten beim 
Zusammentreffen von Stoffen der Klasse I und II im Abgas insgesamt die Emissionswerte der 
Klasse II nicht überschritten werden. 

 
Selbständig nach dem BImSchG genehmigungsbedürftige Nebeneinrichtungen 
 
Die oben genannte Anlage umfasst die folgenden Anlagenteile, Verfahrensschritte und Nebeneinrichtun-
gen im Sinne von § 1 Abs. 2 und 4 der 4. BImSchV und des Anhanges zu dieser Verordnung, die im Falle 
eines eigenständigen Betriebes gesondert genehmigungsbedürftig wären:  
 
1) Anlage nach Nr. 10.6 Anhang 4. BImSchV; 
 
Anlagen zur Herstellung von Klebemitteln, ausgenommen Anlagen, die diese Mittel ausschließlich unter 
Verwendung von Wasser als Verdünnungsmittel herstellen, mit einer Kapazität von 1 Tonne oder mehr je 
Tag 
 
2) Anlage nach Nr. 4.1.8 Anhang 4. BImSchV; 
 
Anlagen zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische, biochemische oder biologische 
Umwandlung in industriellem Umfang, ausgenommen Anlagen zur Erzeugung oder Spaltung von Kern-
brennstoffen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe, zur Herstellung von Kunststoffen (Kunst-
harzen, Polymeren, Chemiefasern, Fasern auf Zellstoffbasis) 
 
3) Anlage nach Nr. 9.3.2.30 Anhang 4. BImSchV; 
 
Anlagen, die der Lagerung von in der Stoffliste zu Nummer 9.3 (Anhang 2) genannten Stoffen dienen, mit 
einer Lagerkapazität von den in Spalte 3 der Stoffliste (Anhang 2) bis weniger als den in Spalte 4 der An-
lage ausgewiesenen Mengen 
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Konzentrationswirkung 

Gemäß § 13 BImSchG ist die Baugenehmigung nach § 65 BauO NRW 2018 in der zurzeit gültigen Fassung von 
der vorliegenden Genehmigung eingeschlossen. 

 

Die Genehmigung wird neben den vorgenannten Bestimmungen zu deren Inhalt und Umfang nach Maßgabe 
der folgenden Abschnitte dieses Genehmigungsbescheides erteilt:  

II. Antragsunterlagen 
III. Anlagedaten  
IV. Nebenbestimmungen  
V. Begründung  
VI. Verwaltungsgebühr  
VII. Rechtsbehelfsbelehrung 
VIII. Hinweise 
IX. Anlagen: A. Auflistung der Antragsunterlagen 
 B. Anlagedaten 
 C. Verzeichnis der dem Bescheid zugrundeliegenden Rechtsquellen 
 

II. Antragsunterlagen 

Die im Abschnitt IX Anlage A aufgeführten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Genehmigung und 
bestimmen deren Inhalt und Umfang. Die von der Genehmigung erfasste Anlage ist nach Maßgabe der zu 
diesem Bescheid gehörenden und dort aufgelisteten Antragsunterlagen auszuführen, zu betreiben und in-
stand zu halten, soweit nicht durch die im Abschnitt I –Tenor- aufgeführten Bestimmungen zum Umfang 
der Genehmigung oder durch die im Abschnitt IV festgesetzten Nebenbestimmungen etwas anderes festge-
schrieben wird. Die Antragsunterlagen sind insgesamt mit diesem Genehmigungsbescheid in der Nähe der 
Betriebsstätte zur Einsichtnahme durch Bedienstete der Aufsichtsbehörden aufzubewahren. 

 

III. Anlagedaten 

Die Änderung der Klebstoffproduktionsanlage wird einschließlich der zugehörigen Anlagenteile und Neben-
einrichtungen im Sinne von § 1 Absatz 2 der 4. BImSchV mit den im Abschnitt IX Anlage B dieses Beschei-
des dargestellten Auslegungen genehmigt. 
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IV. Nebenbestimmungen 

Um die Erfüllung der in § 6 BImSchG genannten Genehmigungsvoraussetzungen sicherzustellen, werden 
neben den in Abschnitt I - Tenor - aufgeführten Bestimmungen zum Inhalt und Umfang der Genehmigung 
zusätzlich die nachstehenden Nebenbestimmungen gemäß § 12 Absatz 1 BImSchG festgesetzt:  

A) Befristung 

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach der Bestandskraft dieses Bescheides 
mit dem Betrieb der wesentlich geänderten Anlage begonnen worden ist (§ 18 Absatz 1 Nr. 1 BImSchG). 

B) Auflagen der Bezirksregierung Detmold 

Allgemeine Auflagen 

1) Der Zeitpunkt der Inbetriebnahme ist der Bezirksregierung Detmold, Dezernat 53, schriftlich anzu-
zeigen. Die Anzeige muss mindestens eine Woche vor der beabsichtigten Inbetriebnahme der geän-
derten Anlage vorliegen. Soweit die Inbetriebnahme einzelner Aggregate in größeren Zeitabständen 
erfolgt, sind die jeweiligen Inbetriebnahme Termine mitzuteilen. 

2) Der Bezirksregierung Detmold, Dezernat 53, ist über alle besonderen Vorkommnisse, durch welche 
die Nachbarschaft oder die Allgemeinheit erheblich belästigt oder gefährdet werden könnte, sofort 
fernmündlich zu unterrichten; unabhängig davon sind umgehend alle Maßnahmen zu ergreifen, die 
zur Abstellung der Störung erforderlich sind. Der Bezirksregierung Detmold, Dezernat 53, ist auf An-
forderung ein umfassender Bericht über die Ursachen der Störung unverzüglich zuzusenden.  

Auf die unabhängig hiervon bestehenden Anzeige- und Mitteilungspflichten nach § 2 und § 3 der 
Umwelt-Schadensanzeige-Verordnung wird hingewiesen. 

Luftreinhaltung 

1) Die neue Emissionsquelle RKA 1 ist baulich entsprechend der Schornsteinhöhenberechnung der 
AKUS GmbH vom 26.06.2023, Aktenzeichen UWA-23 106903 mit einer Höhe H von 25,8 m über 
Grund auszuführen. 

Die Emissionsdaten der Abluftquelle RKA 1 (Seite 3 der Schornsteinhöhenberechnung vom 
26.06.2023) und die räumliche Anordnung außerhalb des Gebäudekomplexes (Anlage 1 der Schorn-
steinhöhenberechnung vom 26.06.2023) sind zu beachten. 

Die Verwendung von Abdeckhauben ist nicht zulässig, da dadurch die senkrechte Ableitung stark 
beeinträchtigt wird. Zur Verhinderung des Einfalls von Regenwasser können Deflektorhauben ein-
gebaut werden. 

Hinweis: 

Bei einer geänderten baulichen und technischen Ausführung der Emissionsquelle RKA 1 ist eine er-
neute Berechnung der Schornsteinhöhe entsprechend Nummer 5.5.1 der Technischen Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft in Verbindung mit der VDI 3781 Blatt 4 erforderlich. 
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2) Nach abschließender Fertigstellung des Abluftschornsteins (Emissionsquelle RKA 1) sind die ord-
nungsgemäße Ausführung und die erforderliche Höhenlage der Abgasableitung entsprechend der 
Schornsteinhöhenberechnung der AKUS GmbH vom 26.06.2023, Aktenzeichen UWA-23 106903 
durch eine Fachunternehmererklärung zu bestätigen. 

Messplätze 

1) An allen Abgasableitungen sind Messplätze einschließlich Messstrecken und Probenahmestellen 
einzurichten, die den Anforderungen der Nr. 5.3.1 TA Luft 2021 und der Nr. 6.2. der DIN EN 15259 
Ausgabe 2008-01 entsprechen. 

Die Position der Messplätze ist möglichst in einen Bereich der Abgaskanäle zu legen, in dem homo-
gene Strömungsverhältnisse und Konzentrationen erwartet werden können. Es wird empfohlen, die 
Einrichtung der Messplätze und Probenahmestellen mit dem für die Ermittlungen vorgesehenen 
bekannt gegebenen Stelle (Messinstitut) abzustimmen. 

2) Für die Messplätze (Arbeitsplätze) sind die arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen einzuhalten, 
also erforderlichenfalls eine Messbühne oder anderweitige sichere Absturzsicherungen vorzusehen. 

Wiederkehrende Messungen 

1) Nach Erreichen des ungestörten Betriebes der Anlage, in jedem Fall frühestens nach dreimonatigem 
Betrieb und spätestens sechs Monate nach Inbetriebnahme, ist von einer nach § 29b BImSchG in 
Verbindung mit der 41. BImSchV für den Tätigkeitsbereich der Gruppe I Nummer 1 sowie gegebe-
nenfalls Nummer 2 und für die jeweiligen Stoffbereiche gemäß der Anlage 1 der 41. BImSchV be-
kannt gegeben gegebenen Stelle ermitteln zu lassen, ob die im Abschnitt I – Tenor – dieses Beschei-
des festgelegten Emissionsbegrenzungen eingehalten werden. 

Hinweis: 

Die in Deutschland nach § 29b BImSchG widerruflich bekannt gegebenen Stellen sind zentral für alle 
Bundesländer in der Datenbank „Recherchesystem Messstellen und Sachverständige - ReSyMeSa“ 
erfasst (im Internet unter www.resymesa.de/resymesa zu finden). 

2) Die Ermittlung der Emissionen ist unter Beachtung der Regelungen der Nr. 5.3.2 TA Luft 2021 
durchzuführen, insbesondere unter Beachtung der in Nr. 5.3.2.2 TA Luft 2021 vorgeschriebenen 
Zahl der halbstündigen Einzelmessungen und der dort genannten Betriebsbedingungen, die erfah-
rungsgemäß zu den höchsten Emissionen führen können, sowie unter Beachtung der in Nr. 5.3.2.2 
bis Nr. 5.3.2.5 TA Luft 2021 genannten Messverfahren und Messvorschriften. 

3) Mit den Ermittlungen darf keine Stelle beauftragt werden, die in derselben Sache bei der Planung 
oder Errichtung bereits beratend tätig geworden ist. 

4) Über das Ergebnis der Messungen ist ein Messbericht erstellen zu lassen. Der Messbericht soll den 
Vorgaben des Anhang A der Richtlinie VDI 4220 Blatt 2 (Ausgabe November 2018) entsprechen und 
Angaben über die Messplanung, das Ergebnis jeder Einzel-messung, das verwendete Messverfahren 
und die Betriebsbedingungen, die für die Beurteilung der Einzelwerte und der Messergebnisse von 
Bedeutung sind, enthalten. Hierzu gehören auch Angaben über Brenn- und Einsatzstoffe und über 
den Betriebszustand der Anlage und der Einrichtungen zur Emissionsminderung.  
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5) Durch eine entsprechende Beauftragung des Messinstitutes ist sicherzustellen, dass eine Ausferti-
gung des Messberichts der Bezirksregierung Detmold unmittelbar und innerhalb von 12 Wochen 
nach Abschluss der Messungen übersandt wird. 

6) Nach Ablauf von jeweils drei Jahren seit der erstmaligen Emissionsmessung (Messung nach Inbe-
triebnahme der geänderten Anlage) sind die Ermittlungen der Emissionen im gereinigten Abgas der 
Anlagen (wiederkehrende Messungen) entsprechend den vorstehenden Regelungen zu wiederho-
len. 

Emissionen 

1) Bei einer Störung im Bereich der Rohrleitungen, Tanks, Mischbehältern, Gehäusen oder vergleich-
baren, geschlossenen Anlagenteilen sind eventuell austretende staubförmige Stoffe zur Vermei-
dung von Staubemissionen umgehend aufzunehmen und in geschlossene Behälter zu füllen. Mit 
austretenden Flüssigkeiten ist sinngemäß zu verfahren. 

2) Sämtliche Umfüll-, Auf- und Übergabestellen sowie die Bereiche erforderlicher Handzugaben an de-
nen mit der Entwicklung von Luftverunreinigungen zu rechnen ist, sind wirksam abzusaugen. In Ab-
hängigkeit von den Stoffarten ist die Abluft den jeweils geeigneten Filtersystemen für staub-oder 
gasförmige Komponenten zuzuführen. 

3) Zur Minimierung diffuser Emissionen, sind die im Zusammenhang mit der Anlage Verwendung fin-
denden Materialien in geschlossenen Systemen, in Nutzung überdeckten, gegen Regen und Wind 
geschützten Bereichen zu lagern. Es ist generell auf Sauberkeit und Ordnung im Zusammenhang mit 
der Verwendung der Stoffe zu achten.  

4) Für die Abluftfilter (staub- und gasförmige Stoffe) der Anlage ist ein Überprüfungs- und Wartungs-
konzept zu erarbeiten, dass die einwandfreie Funktion sicherstellt und hilft, dass insbesondere 
Funktionsstörungen frühzeitig erkannt werden. Die Inspektionsintervalle sind in Abhängigkeit vom 
Vorhandensein technischer Störmeldeeinrichtungen festzulegen und zu dokumentieren. 

Lärmschutz 

1) Die technischen Einrichtungen der Reaktantanlage (BE 4) sind so zu betreiben, dass Einzeltöne so-
wie auffällige tieffrequente Anteile und Schwebungen vermieden werden. 

Bodenschutz 

1) Der Ausgangszustandsbericht (Projekt-Nr.: 68999-2015-1 der Terra Umwelt Consulting) vom 
13.11.2017 ist verbindlicher Bestandteil dieser Genehmigung und diesem Bescheid beizufügen. Er 
beschreibt den derzeitigen Zustand und die Beschaffenheit des Bodens und des Grundwassers am 
Anlagengrund-stück (Stand 2017). 

2) Zur Überwachung des Anlagengrundstückes ist ein Grundwassermonitoring im fünf - jährigen 
Rhythmus durchzuführen. Die nächste Untersuchung ist bis September 2026 durchzuführen. Der 
Untersuchungsbericht ist der Genehmigungsbehörde bis Oktober 2026 unaufgefordert vorzulegen. 
Der Untersuchungsumfang umfasst die Vor-Ort-Parameter (Aussehen, Farbe, Geruch, Temperatur, 
pH-Wert, elektrische Leitfähigkeit, Sauerstoffgehalt, Redoxpotential) und die weiteren firmenspezi-
fischen Parameter, die im AZB festgelegt sind. 
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3) Bei der wiederkehrenden Prüfung ist auch eine Wasserprobe aus dem verbauten, namenlosen Ge-
wässer zu entnehmen und gemäß den Laborparametern des Untersuchungskonzeptes (Seite 26), 
das Bestandteil des AZB ist, zu untersuchen. 

4) Zeigen die beim Grundwassermonitoring festgestellten Werte auffällige Befunde im Grundwasser-
abstrom im Vergleich zum Ausgangszustands-bericht, sind auch die Überwachungsuntersuchungen 
des Bodens (Ursachenermittlung) im Überwachungsrhythmus durchzuführen. 

5) Im Fall eines Störfalles hat ggf. eine frühere/vorzeitige Beprobung des Grundwassers, bzw. des Bo-
dens bei auffälligen Befunden im Grundwasser, zu erfolgen.  

6) Sollten zukünftig am Firmenstandort zusätzlich relevant gefährliche Stoffe eingesetzt oder mengen-
mäßig erhöht werden, so ist auch für diese Stoffe ein Ausgangszustandsbericht zu erstellen. 

7) Bei Eintritt eines sanierungsbedürftigen Schadens im Bereich Schutzgut Boden oder Grundwasser 
ist gemäß den dann geltenden gesetzlichen Vorgaben eine Sanierung durchzuführen. 

8) Soll aufgrund einer Nutzungsänderung der Bereich des Sondierungspunktes RKS 36 überbaut wer-
den, ist die dort vorhandene Bodenkontamination vertikal und horizontal zu erfassen und ord-
nungsgemäß zu sanieren.  

9) Werden bei der Durchführung von Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Ein-
griffen in den Boden und in den Untergrund Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen Bo-
denveränderung festgestellt, ist dieses unverzüglich der oberen Bodenschutzbehörde mitzuteilen (§ 
2 Absatz 1 LBodSchG). 

Arbeitsschutz 

1) Durchflussstoffe in Rohrleitungen sind nach ihren Eigenschaften, nach Durchflussstoff und Durch-
laufrichtung entsprechend der Technische Regeln für Arbeitsstätten ASR A 1.3 zu kennzeichnen. 

C) Auflagen der Stadt Detmold 

1) Für dieses Vorhaben wurde ein Baugenehmigungsverfahren im Sinne des § 65 BauO NRW 2018 -
Sonderbau nach § 50 BauO NRW 2018- durchgeführt. Die Prüfung beschränkte sich auf den nach § 
65 BauO NRW 2018 vorgeschriebenen Umfang. Das Verfahren entbindet Sie bzw. Ihren Baulei-
ter/Ihre Bauleiterin jedoch nicht von der Verpflichtung, bei der Bauausführung alle derzeit gelten-
den Bestimmungen einzuhalten. 

2) Das Vorhaben ist entsprechend den geprüften Bauvorlagen zu errichten. Die eingetragenen Ab-
stände (Abstand von der Straßengrenze und den Grundstücksgrenzen) und angegebenen Höhen 
sind einzuhalten (§ 6 BauO NRW 2018). 

Sofern sich bei der Einmessung des Vorhabens Abweichungen von den genehmigten Unterlagen er-
geben sollten, ist die Bauaufsicht der Stadt Detmold zu unterrichten. Die Bauarbeiten sind dann bis 
zur endgültigen Klärung einzustellen. 
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3) Spätestens mit der Anzeige des Baubeginns sind der Bauaufsichtsbehörde folgende Nachweise ein-
zureichen (§ 68 Absatz 2 BauO NRW 2018): 

• Nachweis zur Standsicherheit, ggf. auch zum statisch konstruktiven Brandschutz, der 
von einer qualifizierten Tragwerksplanerin oder einem qualifizierten Tragwerksplaner 
aufgestellt sein muss (§ 54 Absatz 4 BauO NRW 2018). 

4) Die o.g. Nachweise müssen von einer oder einem staatlich anerkannten Sachverständigen oder 
sachverständigen Stelle nach § 87 Absatz 2 S. 1 Nr. 4 BauO NRW 2018 aufgestellt oder geprüft sein 
(§ 68 Absatz 1 BauO NRW 2018 in Verbindung mit § 2 EnEV-UVO). 

5) Gemäß § 74 Absatz 9 BauO NRW 2018 hat der Bauherr/die Bauherrin den Baubeginn der Bauauf-
sichtsbehörde eine Woche vorher schriftlich mitzuteilen (siehe beigefügten Vordruck). Mit der Bau-
beginnanzeige sind folgende Angaben zu machen: 

• Nennung des/der beauftragten Bauleiters/Bauleiterin mit Angabe der Qualifikation durch 
den Bauherrn (§ 53 und § 56 BauO NRW 2018) 

• schriftliche Erklärung des/der beauftragten Sachverständigen (§ 87 Absatz 4 BauO NRW 
2018), dass er/sie mit der stichprobenhaften Kontrolle der Bauausführung beauftragt ist / 
sind (§ 68 Absatz 1 BauO NRW 2018): 

o für die Standsicherheit, ggf. auch für den statisch-konstruktiven Brandschutz 

6) Mit der Anzeige der abschließenden Fertigstellung der baulichen Anlage sind der Bauaufsichtsbe-
hörde (siehe Absenderangabe) folgende Bescheinigungen in einfacher Ausfertigung vorzulegen: 

• Bescheinigung/en von dem/den beauftragten staatlich anerkannten Sachverständigen über 
die stichprobenhafte Kontrolle der Bauausführung (§ 84 Absatz 4 und § 87 Absatz 2 Satz 1 
Nr. 4 BauO NRW 2018) 

o für den Standsicherheitsnachweis 

 

V. Begründung 

Mit Antrag vom 25.07.2023, eingegangen am 26.07.2023, hat die Jowat SE die Genehmigung zur wesentli-
chen Änderung der Anlage zur Herstellung von Klebstoffen durch die im Tenor beschriebenen Maßnahmen 
beantragt. 

Das Vorhaben ist nach § 4 BImSchG in Verbindung mit § 1 und § 2 der 4. BImSchV und Nr. 4.1.8 des Anhan-
ges 1 der 4. BImSchV immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig.  

Für die Entscheidung über den Antrag ist nach § 2 Absatz 1 ZustVU NRW und des Anhangs I dieser Verord-
nung die Bezirksregierung Detmold zuständig. 
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Verfahrensablauf 

Das Genehmigungsverfahren wurde nach den Vorschriften des § 10 BImSchG und der 9. BImSchV durchge-
führt.  

Bei dem vorliegenden Antrag handelt es sich um die wesentliche Änderung eines Vorhabens nach Nr. 4.2 
der Anlage 1 des UVPG. Wird gemäß § 9 UVPG ein Vorhaben geändert, für das keine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchgeführt worden ist, so wird für das Änderungsvorhaben eine Vorprüfung durchgeführt, 
wenn für das Vorhaben nach Anlage 1 eine UVP-Pflicht besteht und dafür keine Größen- oder Leistungs-
werte vorgeschrieben sind. Dementsprechend ist im Vorfeld ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Da unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 des UVPG genannten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwar-
ten sind, hat die Vorprüfung ergeben, dass für das Vorhaben keine Umweltverträglichkeitsprüfung erfor-
derlich ist. Diese Entscheidung wurde gemäß § 5 UVPG am 09.08.2023 öffentlich bekannt gemacht.  

Die zu ändernde Anlage ist in Nr. 4.1.8 G E des Anhangs 1 der 4. BImSchV aufgeführt. Nach § 2 Absatz 1 Nr. 
1 der 4. BImSchV ist für diese Anlage grundsätzlich ein Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG mit öf-
fentlicher Bekanntmachung des Vorhabens und der Auslegung des Antrages und der zugehörigen Unterla-
gen durchzuführen.  

Die Antragstellerin hat nach § 16 Absatz 2 BImSchG beantragt von der öffentlichen Bekanntmachung des Vor-
habens und der Auslegung des Antrages und der zugehörigen Unterlagen abzusehen.  

Diesem Antrag wurde entsprochen, da erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Menschen, Tiere und Pflan-
zen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter nicht zu besorgen sind. 

Der Antrag mit den zugehörigen Antragsunterlagen wurde den im Genehmigungsverfahren zu beteiligenden 
Fachbehörden, und zwar  

• der Stadt Detmold (Bauplanung / Bauordnung / Brandschutz) 

sowie den Fachdezernaten im Hause der Bezirksregierung Detmold: 

• dem Dezernat 51 (Natur und Landschaftsschutz) 

• dem Dezernat 52 (Kreislaufwirtschaft / Bodenschutz) 

• dem Dezernat 53 (Immissionsschutz / Überwachung) 

• dem Dezernat 54 (Wasserwirtschaft / AwSV) und 

• dem Dezernat 55 (Arbeitsschutz) 

zur fachlichen Prüfung und Stellungnahme zugeleitet. 

Die beteiligten Fachbehörden haben den Antrag und die Unterlagen geprüft, keine grundsätzlichen Ein-
wände gegen das Vorhaben erhoben sowie Nebenbestimmungen und Hinweise vorgeschlagen, unter deren 
Voraussetzung sie die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens befürworten. 
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Bauplanungsrechtliche Genehmigungsvoraussetzungen 

Das geplante Vorhaben liegt im räumlichen Geltungsbereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes 01-
19/l/lI im Sinne des § 30 BauGB. Der Bebauungsplan setzt als Gebietsart GI, abweichende Bauweise und als 
Grundflächenzahl 0,8 fest. 

Das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 BauGB wird für die o.g. Maßnahme erteilt 

Genehmigungsvoraussetzungen des technischen Umweltschutzes 

Hinsichtlich der durch das Vorhaben zu erfüllenden Genehmigungsvoraussetzungen des Immissionsschutz-
rechts und des übrigen technischen Umweltrechts wurden insbesondere die Anforderungen der TA Luft, TA 
Lärm und der AwSV geprüft. 

Ausgangszustandsbericht (AZB) 

Der Antragsteller, der beabsichtigt, eine Anlage nach der Industrieemissions-Richtlinie zu errichten und zu 
betreiben, in der relevante gefährliche Stoffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden, hat mit den An-
tragsunterlagen einen Bericht über den Ausgangszustand vorzulegen, wenn und soweit eine Verschmut-
zung des Bodens oder des Grundwassers auf dem Anlagengrundstück durch die relevanten gefährlichen 
Stoffe möglich ist. Der Bericht über den Ausgangszustand hat die Informationen zu enthalten, die erforder-
lich sind, um den Stand der Boden- und Grundwasserverschmutzungen zu ermitteln, damit ein quantifizier-
ter Vergleich mit dem Zustand bei der Betriebseinstellung der Anlage vorgenommen werden kann. 

Der Ausgangszustandsbericht (Projekt-Nr.: 68999-2015-1 der Terra Umwelt Consulting) vom 13.11.2017 ist 
verbindlicher Bestandteil dieser Genehmigung. Er beschreibt den derzeitigen Zustand und die Beschaffen-
heit des Bodens und des Grundwassers am Anlagengrundstück. 

Der Ausgangszustandsbericht ist bei relevanten Veränderungen der Anlage im Rahmen von Änderungsge-
nehmigungsverfahren bzgl. der Beschaffenheit oder des Betriebes der ursprünglich geplanten Anlage anzu-
passen, z.B. wenn: 

• mit der Änderung erstmals neue relevante gefährliche Stoffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt 
werden, 

• eine Erhöhung der Menge erstmals dazu führt, dass die Mengenschwelle zur Relevanz überschrit-
ten wird, 

• relevante gefährliche Stoffe an anderen Stellen eingesetzt werden. 

In Verbindung mit dem beantragten Vorhaben war daher zu prüfen inwieweit es einer weiteren Fortschrei-
bung des vorliegenden Ausgangszustandsberichts bedarf. Die beantragte wesentliche Änderung der Kleb-
stoffproduktionsanlage setzt keine neuen relevant gefährlichen Stoffe ein und es wird keine Erhöhung der 
Menge vorgenommen, daher ist im Ergebnis keine Anpassung des AZB erforderlich. 
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Entscheidung 

Die abschließende Prüfung des Antrages hat ergeben, dass die Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 6 
Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 BImSchG vorliegen, wenn die in Abschnitt I - Tenor - aufgeführten Bestimmungen 
zum Inhalt und Umfang der Genehmigung und die in Abschnitt IV. dieses Genehmigungsbescheides festge-
setzten Nebenbestimmungen erfüllt werden. Die beantragte Genehmigung ist somit unter den genannten 
Maßgaben zu erteilen. 

 

VI. Verwaltungsgebühr 

Die Kosten des Verfahrens werden aufgrund des § 13 GebG NRW der Antragstellerin auferlegt. 

Über die Höhe der Verwaltungsgebühr und zu den Kosten für die Durchführung des vereinfachten Geneh-
migungsverfahrens ergeht ein gesonderter Bescheid. 

 

VII. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe / Zustellung Klage beim Verwal-
tungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden (Postanschrift: Postfach 32 40, 32389 Minden) erheben. 
Die Klage ist schriftlich beim Verwaltungsgericht einzureichen oder zur Niederschrift der Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle zu erklären. 

Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen bevollmächtigten Person versäumt werden sollte, 
würde deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 

Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle 
des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf 
einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Es muss für die Bear-
beitung durch das Gericht geeignet sein. Die technischen Rahmenbedingungen für die Übermittlung und 
die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 
Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument übermittelt 
werden. 

Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte Personen, denen 
ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht. 

Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, 
bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klageerhebung mittels Schriftform 
oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist 
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bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektroni-
sches Dokument nachzureichen. 

 

Im Auftrag 

(CB) 
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VIII. Hinweise 

A) Allgemeine Hinweise 

1. Die Genehmigung erlischt nach § 18 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG unabhängig von der in Abschnitt IV. A) 
dieses Genehmigungsbescheides festgelegten Befristung, wenn die genehmigungsbedürftige An-
lage während eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist. 

Die Genehmigungsbehörde kann die genannten Fristen auf Antrag aus wichtigem Grunde verlän-
gern, wenn hierdurch der Zweck des Gesetzes nicht gefährdet wird (§ 18 Absatz 3 BImSchG). Der 
Antrag ist vor Fristablauf schriftlich zu stellen und ausführlich zu begründen. 

2. Der Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden. 

B) Immissionsschutzrechtliche Hinweise  

1. Die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer genehmigungsbedürftigen Anlage 
ist nach § 15 Absatz 1 BImSchG, sofern nicht eine Änderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG bean-
tragt wird, der zuständigen Behörde mindestens einen Monat, bevor mit der Änderung begonnen wer-
den soll, schriftlich anzuzeigen, wenn sich die Änderung auf Menschen, Tiere, Pflanzen, den Boden, das 
Wasser, die Atmosphäre oder Kultur- bzw. sonstige Sachgüter auswirken kann. Der Anzeige sind Unter-
lagen im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 2 BImSchG (Zeichnungen, Erläuterungen und sonstige Unterlagen) 
beizufügen, soweit diese für die Prüfung erforderlich sein können, ob das Vorhaben genehmigungsbe-
dürftig ist.  

2. Beabsichtigt der Betreiber, den Betrieb einer genehmigungsbedürftigen Anlage einzustellen, so hat er 
dies nach § 15 Absatz 3 BImSchG unter Angabe des Zeitpunktes der Einstellung der zuständigen Be-
hörde unverzüglich anzuzeigen. Der Anzeige sind Unterlagen über die vom Betreiber vorgesehenen 
Maßnahmen zur Erfüllung der sich aus § 5 Absatz 3 des BImSchG ergebenden Pflichten beizufügen.  

3. Der Betreiber hat gemäß § 5 Absatz 3 BImSchG sicherzustellen, dass auch nach einer Betriebseinstel-
lung von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstige 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbar-
schaft hervorgerufen werden können und vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet 
oder ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden. 

C) Abfallrechtliche Hinweise 

1. Alle am Standort erzeugten Abfälle sind entsprechend den Vorgaben der Abfallverzeichnis-Verordnung 
(AVV vom 10.12.2001 in der jeweils geltenden Fassung; Fundstelle: 10.12.2001 (BGBl. I. S. 3379)) der 
jeweiligen Zuordnung ggf. unter Berücksichtigung des Herkunftsbereichs und des Schadstoffpotentials 
einer Abfallschlüsselnummer zuzuordnen. 

2. Im Zusammenhang mit der Führung von Nachweisen über die Entsorgung von gefährlichen und nicht 
gefährlichen Abfällen ist die Nachweisverordnung (NachwV vom 20.10.2006 in der jeweils geltenden 
Fassung; Fundstelle: (BGBl. I S. 2298)) anzuwenden. 

3. Die Vorgaben des § 49 zur Registerführung des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Si-
cherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) 
vom 24.02.2012 in der jeweils geltenden Fassung; Fundstelle: (BGBl. I S. 212)) sind zu beachten. 
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D) Arbeitsschutzrechtliche Hinweise 

1. Im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung sind bis zur Inbetriebnahme die für die Beschäftigten mit ih-
rer Arbeit verbundenen Gefährdungen, arbeitsplatz- und gefährdungsbezogen zu ermitteln und die er-
forderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes vorzusehen z.B. schriftliche Betriebsanweisungen, Ar-
beitsfreigaben, Aufsicht, Erste Hilfe usw. Die Gefährdungsbeurteilung ist zu dokumentieren (§ 5/ § 6 Ar-
beitsschutzgesetz -ArbSchG in Verbindung mit § 3 Betriebssicherheitsverordnung - BetrSichV).  

2. Im Zusammenhang mit der Gefährdungsbeurteilung wird insbesondere auf die TRGS 400 -Gefährdungs-
beurteilung für Tätigkeiten mit Gefahrstoffen- und die TRGS 430 - Isocyanate - Gefährdungsbeurteilung 
und Schutzmaßnahmen hingewiesen Die Gefährdungsbeurteilung soll alle Gefährdungen ermitteln, be-
werten, ggf. Schutzmaßnahmen festlegen sowie die Wirksamkeit (TRGS 430 Nr. 5) der getroffenen 
Schutzmaßnahmen belegen. Die Gefährdungsbeurteilung ist Voraussetzung für eine Beschäftigung von 
Arbeitnehmern mit Gefahrstoffen.  

3. Bevor Beschäftigte Arbeitsmittel erstmalig verwenden, hat der Arbeitgeber ihnen eine schriftliche Be-
triebsanweisung für die Verwendung des Arbeitsmittels in einer für die Beschäftigten verständlichen 
Form und Sprache an geeigneter Stelle zur Verfügung zu stellen. Die Betriebsanweisung ist bei sicher-
heitsrelevanten Änderungen der Arbeitsbedingungen zu aktualisieren und bei der regelmäßig wieder-
kehrenden Unterweisung nach § 12 des Arbeitsschutzgesetzes in Bezug zu nehmen. (§ 12 Absatz 2 Be-
trSichV)  
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IX. Anlagen 

Anlage A Antragsunterlagen 

Die in dieser Anlage 1 aufgeführten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Genehmigung und bestim-
men deren Inhalt und Umfang. Die von der Genehmigung erfassten Anlagen sind nach Maßgabe der zu die-
sem Bescheid gehörenden und nachfolgend aufgelisteten Antragsunterlagen auszuführen, zu betreiben und 
instand zu halten, soweit nicht durch die in Abschnitt I - Tenor - aufgeführten Bestimmungen zum Inhalt 
und Umfang der Genehmigung oder durch die in Abschnitt III. dieses Genehmigungsbescheides festgesetz-
ten Nebenbestimmungen etwas anderes vorgeschrieben wird. Die Antragsunterlagen sind insgesamt mit 
dem Genehmigungsbescheid in der Nähe der Betriebsstätte zur Einsichtnahme durch Bedienstete der Auf-
sichtsbehörden aufzubewahren. 
 
1. Antrag (Formular 1) und Sonstiges 

1.1. Antrag Änderungsgenehmigung - § 16 BImSchG - (Formular 1) 
1.2. Kostenzusammenstellung 
1.3. Antrag gem. §8a BImSchG 

 
2. Vorhabensbeschreibung 

2.1. Einleitung und Veranlassung 
2.2. Antragsgegenstand, Zuständigkeit und Einordnung gemäß Anhang 1 der 4.BImSchV 

2.2.1. Antragsgegenstand 
2.2.2. Einordnung gemäß Anhang 1 der 4. BImSchV 

2.3. Bauleitplanerische Zulässigkeit 
2.4. Ermittlung einschlägiger Rechtsvorschriften 

2.4.1. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
2.4.2. Schutzgebiete 
2.4.3. Störfall- Verordnung 
2.4.4. Industrieemmissions- Richtlinie 
2.4.5. Ausgangszustandsbericht 
2.4.6. 31. BImSchV (VOC- Verordnung) 
2.4.7. Prüfungspflicht nach TEHG 

2.5. Anlagen- und Betriebsbeschreibung 
2.5.1. Kurzbeschreibung des Gesamtbetriebs 

2.6. Angaben zu Emissionen und zum Immissionsschutz 
2.6.1. Luftinhaltstoffe 
2.6.2. Gerüche 
2.6.3. Lärm 
2.6.4. Erschütterungen 

2.7. Angaben zur BetrSichV (inkl. Arbeitsschutz) 
2.8. Angaben zum Wasserrecht 

2.8.1. Niederschlagswasser- /Schutzwasserentwässerung 
2.8.2. Prozesswasseraufbereitungsanlage 
2.8.3. AwSV 

2.9. Angaben zum Baurecht und Brandschutz 
2.9.1. Baurecht 
2.9.2. Angaben zum Brandschutz 
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2.10. Angaben zum Arten- und Landschaftsschutz 
2.11. Angaben zur Abfallwirtschaft 

2.11.1. Angaben zur Dokumentation 
2.12. Angaben zur Energieeffizienz 
2.13. Angaben zu Maßnahmen bei Betriebseinstellung 

 
3. Karten, Pläne, Fließbilder  

3.1. Karten und Pläne  
3.1.1. Auszug aus Topographische Karte  
3.1.2. Auszug Deutsche Grundkarte  
3.1.3. Übersichtskarte  
3.1.4. Luftbild Anlage  
3.1.5. Lageplan mit Betriebseinheiten  
3.1.6. Maschinenaufstellungsplan - Bestand 

3.2. Fließbilder  
3.2.1. Grundfließbild  

 
4. Gliederung der Anlage, Quellenverzeichnis und Reinigungsanlagen 

4.1. Gliederung der Anlage in Betriebseinheiten (Formular 2) 
4.2. Gehandhabte Stoffe (Formular 3) 
4.3. Betriebsablauf und Emissionen Luft (Formular 4 Blatt 1) 
4.4. Betriebsablauf und Emissionen Abwasser (Formular 4 Blatt 2) 
4.5. Verwertung und Beseitigung von Abfällen (Formular 4 Blatt 3) 
4.6. Quellenverzeichnis Luft (Formular 5) 
4.7. Abgasreinigung (Formular 6 Blatt 1) 
4.8. Abwasserreinigung/-behandlung (Formular 6 Blatt 2) 
4.9. Wasserversorgung/ entsorgung (Formular 7) 

 
5. Angaben zum Umgang mit wassergef. Stoffen 

5.1. Anlagendokumentation 
5.2. Anlagen zum Lagern flüssiger oder gasförmiger wassergefährdender Stoffe (Formular 8.1) 
5.3. Anlagen zum Lagern fester wassergefährdender Stoffe (Formular 8.2) 
5.4. Anlagen zum Abfüllen/Umschlagen flüssiger oder gasförmiger wassergefährdender Stoffe (For-

mular 8.3) 
5.5. Anlagen zum Herstellen, Behandeln und Verwenden wassergefährdender Stoffe (Formular 8.4) 
5.6. Rohrleitungsanlagen zum Transport flüssiger oder gasförmiger wassergefährdender Stoffe (For-

mular 8.5) 
 
6. Bauantragsunterlagen / Formblätter gem. BauPrüfVO 

6.1. Antrag auf Baugenehmigung § 65 BauO NRW 
6.2. Baubeschreibung 
6.3. Auszug Liegenschaftskarte 
6.4. Lageplan 
6.5. Grundriss, Schnitt, Ansichten 
6.6. Kosten 
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7. Angaben zum Brandschutz 

7.1. Stellungnahme zum Brandschutz 
 
8. Technische Informationen 

8.1. Technische Daten Anlage 7 
 
9. Aussage zum UVPG 

9.1. Einleitung und Veranlassung 
9.2. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
9.3. Kriterien der Vorprüfung 
9.4. Merkmale des Vorhabens 
9.5. Standort des Vorhabens 
9.6. Ergebnis der 1. Stufe der allg. Vorprüfung der UVP-Pflicht 
9.7. Zusammenfassung 

 
10. Gefährdungsbeurteilung 

10.1. Gefährdungsbeurteilung 
 
11. Beurteilung 12.BImSchV 

11.1. Erläuterungsbericht zur Beurteilung gemäß 12. BImSchV 
 
12. Schornsteinhöhenberechnung 

12.1. Schornsteinhöhenberechnung für die Emissionsquelle RKA1 
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Anlage B Anlagedaten 

Die Klebstoffproduktionsanlage enthält einschließlich der zugehörigen Anlagenteile und Nebeneinrich-
tungen im Sinne des § 1 Abs. 2 der 4. BImSchV nach der Ausführung aller genehmigten Änderungen den 
folgenden Umfang (gegliedert nach Betriebseinheiten): 
 

Betriebsein-
heit Nummer 

Bezeichnung Bestehend aus 

1 SMK Kneter 4 0,5 t/h 
Kneter 5 1,0 t/h 
Kneter 6 1,0 t/h 
Powerline 2,5 t/h 
Sandvik 1,0 t/h 
Extruderanlage 0,5 t/h 
Pillowline 2,5 t/h 
Inkl. Pillowabfüllanlage dazugehörige Anlagen-Periphe-
rie, Betrieb Staubfilteranlage 

2 PVAC PV 10 
Gesamtkapazität 1.000 t/mon. (unverändert) PV 20 

PV 30 
PV 40 
PV 50 
PV 80 
Es können maximal 4 Produktionslinien (PV 10 bis PV 
50 und PV 80) gleichzeitig betrieben werden. Die maxi-
male Produktionskapazität pro Tag beträgt 100 t. 
Dazugehörige Anlagen-Peripherie 
Produktionshalle (Überbauung PVAC) 

3 Poly 
Gesamtkapazität 60 t/d 

Anlage 1 30 t/d 
Anlage 2 30 t/d 
Dazugehörige Anlagen-Peripherie 
Umgebautes Tanklager 

4 Reaktant 
Gesamtkapazität 45 t/d 

Anlagen 1 bis 6 
Anlage 7 

30 t/d 
15 t/d 

Ohne Reststoffzentrum Abwasserbehandlungsanlage Leistung 10 m3/h bzw. 30 
m3/d 
Tank 1 + 2 (2 Puffertanks für Abwasser a 40 m3) 
Tank 3 bis 5 (3 Tanks – Kalkmilch, Fe(II)-Chlorid und 
Salzsäure – a 30 m3) 
B 1 und B 2 (2 Reaktionsbehälter a 12 m3) 
Kammerfilterpresse (maximal 20 m3/h) 
B 3 bis B 7 (Diverse Behälter zur Nachbehandlung) 
Dazugehörige Anlagen-Peripherie 
Reststoffsortierung 

Ohne Dienliche Nebeneinrichtungen Verwaltung, Labor 
Läger für Rohstoffe, Betriebsstoffe und Produkte 
Kleingebindeabfüllungsanlagen Flüssiggaslagertank 
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Anlage C Verzeichnis der Rechtsquellen 

Abkürzungen, Bezeichnungen und Fundstellen der zu beachtenden und diesem Genehmigungsbescheid zu 
Grunde liegenden Gesetze, Verordnungen, Verwaltungs- und sonstigen Vorschriften in der jeweils zurzeit gel-
tenden Fassung: 

BImSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen u. ä. Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BIm-
SchG -) vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274) 

4. BImSchV Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen) vom 02.05.2013 (BGBl. I S. 973) 

9. BImSchV Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verord-
nung über das Genehmigungsverfahren) vom 29.05.1992 (BGBl. I S. 1001) 

12. BImSchV Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Störfall-
Verordnung - 12. BImSchV) vom 15.03.2017 (BGBl. I S. 483) 

TA Luft Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Techni-
sche Anleitung zur Reinhaltung der Luft) vom 24.07.2002 (GMBl. S. 511) 

TA Lärm Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Tech-
nische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 26.08.1998 (GMBl. Nr. 
26/1998, S. 503) 

ArbSchG Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeits-
schutzgesetz - ArbSchG) vom 07.08.1996 (BGBl. I S. 1246) 

AVV Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - 
AVV) vom 10.12 2001 (BGBl. I S. 3379) 

AwSV Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 
18.04.2017 (BGBl. I S. 905) 

BauGB Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 

BauO NRW 2018 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – BauO NRW 
2018) vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421) 

BetrSichV Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeits-
mitteln - Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV - vom 03.02.2015 (BGBl. I S. 49) 

EnEV-UVO Verordnung zur Umsetzung der Energieeinsparverordnung (EnEV-UVO) vom 
31.05.2002 (BGBl. I S. 1519) 

ERVV Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechts-
verkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. I S. 3803) 
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GebG NRW Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) vom 23.08.1999 (GV. 
NRW S. 524) 

KrWG Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24.02.2012 
(BGBl. I S. 212) 

LBodSchG Landesbodenschutzgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbodenschutzge-
setz – LbodSchG) vom 09.05.2000 (GV. NRW. S. 332) 

NachwV Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisver-
ordnung - NachwV) vom 20.10.2006 (BGBl. I S. 2298) 

Umwelt-Schadensanzeige-Verordnung Ordnungsbehördliche Verordnung über die unverzügliche Anzeige von 
umweltrelevanten Ereignissen beim Betrieb von Anlagen – Umwelt-
Schadensanzeige-Verordnung – vom 21.02.1995 (GV. NRW. S. 528) 

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94) 

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686) 

ZustVU Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) vom 03.02.2015 (GV. NRW. Aus-
gabe 2015 Nr. 15 vom 30.03.2015, Seite 267-296) 

VO 2010/75 EU IED Richtlinie 2010/75 EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Um-
weltverschmutzung) - Industrie-Emissions-Richtlinie 
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